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Gesetzliche Grundlagen  
im Bereich Sexuelle Identität1 
 

I Europäische Union 

Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft 
 
Art. 13 EGV 

(1) Unbeschadet der sonstigen Bestimmungen dieses Vertrags kann der    

Rat im Rahmen der durch den Vertrag auf die Gemeinschaft übertragenen 

Zuständigkeiten auf Vorschlag der Kommission und nach Anhörung des 

Europäischen Parlaments einstimmig geeignete Vorkehrungen treffen, um 

Diskriminierungen aus Gründen des Geschlechts, der Rasse, der ethnischen 

Herkunft, der Religion oder der 

Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen 

Ausrichtung zu bekämpfen. 

 

III Bundesrepublik Deutschland 

Grundgesetz 
 
Art. 3 

(1) Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich. 

 
 
Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz (AGG) 
 
§1 

Ziel des Gesetzes ist, Benachteiligungen aus Gründen der Rasse oder 

wegen der ethnischen Herkunft, des Geschlechts, der Religion oder 

 
1 Stand: 11/11. Die vollständigen Gesetzestexte sind auf www.gleichstellung.uni-freiburg.de 

(Informationsmaterialien) abrufbar. 
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Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Identität 

zu verhindern oder zu beseitigen. 

§ 20 Zulässige unterschiedliche Behandlung 

(1) Eine Verletzung des Benachteiligungsverbots ist nicht gegeben, wenn    

für eine unterschiedliche Behandlung wegen der Religion, einer   

Behinderung, des Alters, der sexuellen Identität oder des Geschlechts ein    

sachlicher Grund vorliegt. Das kann insbesondere der Fall sein, wenn die  

unterschiedliche Behandlung  

1. der Vermeidung von Gefahren, der Verhütung von Schäden oder anderen 

Zwecken vergleichbarer Art dient, 

2. dem Bedürfnis nach Schutz der Intimsphäre oder der persönlichen 

Sicherheit Rechnung trägt, 

3. besondere Vorteile gewährt und ein Interesse an der Durchsetzung der 

Gleichbehandlung fehlt, 

4. an die Religion eines Menschen anknüpft und im Hinblick auf die 

Ausübung der Religionsfreiheit oder auf das Selbstbestimmungsrecht der 

Religionsgemeinschaften, der ihnen zugeordneten Einrichtungen ohne 

Rücksicht auf ihre Rechtsform sowie der Vereinigungen, die sich die 

gemeinschaftliche Pflege einer Religion zur Aufgabe machen, unter 

Beachtung des jeweiligen Selbstverständnisses gerechtfertigt ist. 

(2) Eine unterschiedliche Behandlung wegen des Geschlechts ist im Falle  

des § 19 Abs. 1 Nr. 2 bei den Prämien oder Leistungen nur zulässig, wenn 

dessen Berücksichtigung bei einer auf relevanten und genauen  

versicherungsmathematischen und statistischen Daten beruhenden  

Risikobewertung ein bestimmender Faktor ist. Kosten im Zusammenhang  

mit Schwangerschaft und Mutterschaft dürfen auf keinen Fall zu  

unterschiedlichen Prämien oder Leistungen führen. Eine unterschiedliche  

Behandlung wegen der Religion, einer Behinderung, des Alters oder der  

sexuellen Identität ist im Falle des § 19 Abs. 1 Nr. 2 nur zulässig, wenn  

diese auf anerkannten Prinzipien risikoadäquater Kalkulation beruht,  

insbesondere auf einer versicherungsmathematisch ermittelten  

Risikobewertung unter Heranziehung statistischer Erhebungen. 
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§ 29 Arbeitsbefreiung 

(1) Nur die nachstehend aufgeführten Anlässe gelten als Fälle nach § 616 

BGB, in denen Beschäftigte unter Fortzahlung des Entgelts in dem     

angegebenen Ausmaß von der Arbeit freigestellt werden: 

a) Niederkunft der Ehefrau/der Lebenspartnerin im Sinne des 

Lebenspartnerschaftsgesetzes (ein Arbeitstag), 

b) Tod der Ehegattin/des Ehegatten, der Lebenspartnerin/des 

Lebenspartners im Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetzes, eines Kindes 

oder Elternteils (zwei Arbeitstage). 

Beschluss des Bundesverfassungsgerichts vom 07.07.2009 (1 BvR 

1164/07) 

Am 7. Juli 2009 entschied das Bundesverfassungsgericht, dass die   

betriebliche Hinterbliebenenversorgung auch für die verpartnerten    

Arbeitnehmer des öffentlichen Dienstes nach der Satzung der   

Versorgungsanstalt des Bundes und der Länder (VBL) zu gewähren ist. 
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